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Der Bundesminister 
des Auswärtigen 


Bonn, den 29. Juli 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : NATO-Truppenstatut und Zusatzvereinbarungen; 

hier; Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Kanada und dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland 
über die Durchführung von Manövern und 
anderen Übungen im Raum Soltau-Lüneburg 
(Soltau-Lüneburg-Abkommen) vom 3. August 
1959 

Bezug: a) Schreiben des Auswärtigen Amts vom 28. Dezem- 
ber 1967 

— V7-81,71/4 — Drucksache V/2442 

b) Schreiben des Auswärtigen Amts vom 26. März 1968 
— V7-81.71/4 — Drucksache V/2763 

c) Dortiges Schreiben vom 29. November 1968 
— (II/3-37921-4249/68) 


In der Anlage übersende ich einen weiteren Bericht der Bundes- 
regierung über die Auswirkungen des Soltau-Lüneburg-Ab- 
kommens. 


In Vertretung 

Freiherr von Braun 
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Bericht an den Deutsdien Bundestag 


I. Allgemeines 

Am 27. November 1968 hatte der Fünfte Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung ersucht, im An- 
schluß an die beiden Berichte der Bundesregierung 
vom 28. Dezember 1967 und 26. März 1968 (Druck- 
sachen V/2442 und V/2763) bis zum 30. Juli 1970 er- 
neut über die Auswirkungen des am 1. Juli 1963 in 
Kraft getretenen Soltau-Lüneburg-Abkommens zu 
berichten. 

Dank der guten Zusammenarbeit der zuständigen 
deutschen und britischen Stellen und vor allem der 
Tätigkeit des gemäß Artikel 5 des Soltau-Lüneburg- 
Abkommens gebildeten Ständigen Ausschusses 
konnten weitere Erleichterungen für die betroffene 
Bevölkerung erreicht werden. Gewiß sind die stän- 
digen militärischen Übungen der britischen und ka- 
nadischen Streitkräfte im Raum Soltau-Lüneburg 
nach wie vor eine Belastung für die rund 13 000 Ein- 
wohner dieses Gebietes. Um den Bedürfnissen der 
Zivilbevölkerung jedoch noch weiter entgegenzu- 
kommen, ist am 12. Mai 1970 ein Abkommen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland, Kanada und 
dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland über die Änderung der den übenden 
Streitkräften zur ständigen Benutzung überlassenen 
Flächen, der sogenannten roten Flächen, unterzeich- 
net worden. Panzereinheiten bis zur Zugstärke dür- 
fen nur auf diesen Flächen ausgebildet werden. Die 
neue Grenzziehung nimmt auf die zivilen deutschen 
Belange soweit wie möglich Rücksicht und hat damit 
eine Erleichterung für die betroffene deutsche Be- 
völkerung gebracht. Auf Grund des Änderungsab- 
kommens vom 12. Mai 1970 kann erforderlichenfalls 
auch die Linienführung der Straßen und Wege im 
Ubungsgebiet ohne Änderung des Abkommens von 
1959 geändert werden. 

II. Einzelprobleme 

a) Straßenbau 

Die von der Kommission „Straßen" bis 1967 empfoh- 
lenen Straßenbaumaßnahmen zur Erleichterung des 
Verkehrs im Soltau-Lüneburg-Gebiet, die bis zur 
Abgabe des ersten Berichts der Bundesregierung 
noch in Ausführung begriffen oder noch nicht be- 
gonnen waren, sind fast durchweg fertiggestellt 
worden. 

Darüber hinaus hat die Kommission „Straßen" der 
Bundesregierung weitere Straßenbaumaßnahmen 
empfohlen, die ebenfalls z. T. schon fertiggestellt 
oder angelaufen sind. Einige der im Gange befind- 
lichen Maßnahmen werden sich noch über mehrere 
Jahre erstrecken. Eine Reihe von Maßnahmen be- 
findet sich noch im Stadium der Planung und Bau- 
vorbereitung. 


Neben „roten" und „blauen" Straßen sind auch 
andere Straßen, die bei Übungen laufend beschädigt 
werden, in das Ausbauprogramm einbezogen wor- 
den. 

Den deutschen Behörden liegt daran, nach Möglich- 
keit Ortschaften zu umgehen, damit sie künftig vom 
Militärverkehr weitgehend verschont bleiben. Hier 
ist vor allem die Umgehung von Bispingen zu nen- 
nen, die fortgeführt und auf die Ortschaften Hützel 
und Steinbeck ausgedehnt wird. Einige Straßenab- 
schnitte, die starken Fußgänger- und Radfahrerver- 
kehr aufweisen, vor allem solche, die den Kindern 
als Schulweg dienen, sind mit Geh- und Radwegen 
versehen worden. 

Die Bemühungen werden fortgesetzt. 

b) Wochenendruhe 

Von einzelnen Verstößen abgesehen, hat sich die 
Truppe bemüht, die Wochenendruhe einzuhalten. 
Nach Auffassung der niedersächsischen Landesre- 
gierung müßte allerdings der Versorgungsverkehr, 
der an Wochenden noch immer in beträchtlichem 
Umfang durch die Ortschaften geleitet wird, weiter 
eingeschränkt werden. 

c) Nachtruhe 

Die Störung der Nachtruhe durch Panzerlärm gab 
gelegentlich Anlaß zu Ärgernissen, weil der übungs- 
betrieb zumeist erst spät abends eingestellt und 
bereits gegen 4.00 Uhr morgens wieder aufgenom- 
men wird. Im Interesse der Bevölkerung wird von 
der Bundesregierung eine Ruhepause von 21.00 Uhr 
bis 6.00 Uhr — in den Sommermonaten 5.00 Uhr — 
angestrebt werden. Auf den Absatz h) (Sommer- 
pause) wird hierbei verwiesen. Klagen über Nacht- 
übungen mit Schießen in bewohnten Gebieten sind 
hier nicht bekannt geworden. 

d) Stadtrand Lüneburg 

Der Stadtrand von Lüneburg ist bis auf einen Fall 
bei den Übungen ausgespart worden. 

e) Einstellung der Übungen bei Notständen 

Die deutschen Behörden haben gerade in letzter 
Zeit in zunehmendem Maße Verständnis bei den 
örtlichen britischen Stellen gefunden, wenn wegen 
außergewöhnlicher Umstände (z. B. Schneeverwe- 
hungen, extreme Bodenverhältnisse infolge langan- 
haltender Regenfälle und bei Tauwetter) um eine 
vorübergehende Einschränkung oder Einstellung 
von Übungen gebeten wurde. Allerdings hat die 
deutsche Seite derartige Wünsche auf ein Mindest- 
maß beschränkt. 
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f) Aufgaben der Dienstgruppen 

Die Zusammenarbeit mit den britischen Dienstgrup- 
pen ist nach wie vor gut. 

g) Biwak 

Die britische Seite war bisher nicht bereit, das Biwa- 
kieren auf die „Roten Flächen'' zu beschränken. Im 
Ständigen Ausschuß hat sie jedoch jetzt ihre Bereit- 
schaft zu erkennen gegeben, Biwake außerhalb der 
Roten Flächen, die für einen Zeitraum von mehr als 
48 Stunden eingerichtet werden sollen, auf Flächen 
zu konzentrieren, die inzwischen gemeinsam mit der 
deutschen Seite erkundet wurden. Diese hat sich 
dabei Vorbehalten, ggf. besondere Schutzmaßnah- 
men für diese Flächen zu fordern. 

Sorge bereiten nach wie vor die nur für kurze Zeit 
eingerichteten Biwake; sie führen immer wieder 
zu Verschmutzungen der Landschaft und zu Schä- 
den. 

h) Sommerpause 

Nach unliebsamen Vorfällen im Sommer 1968 haben 
die britischen Truppen im Sommer 1969 entspre- 
chend ihrer Zusage gemäß II, 2 des Berichtes der 
Bundesregierung vom 26. März 1968 ihre Übungen 
vom 15. Juli bis zum 15. September weitgehend ein- 
gestellt. Hierdurch wurden die in den früheren Jah- 
ren immer wieder zu Mißhelligkeiten führenden 
Flurschäden unmittelbar vor oder während der 
Ernte vermieden. Diese Ubungspause hat auch den 
Umfang der Entschädigungsanträge nicht nur der 
Zahl, sondern auch der Schadenshöhe nach merklich 
gemindert. 

i) Erosionsbekämpfung 

Die Kommission zur Verhütung und Eindämmung 
der Bodenerosionen im Raum Soltau-Lüneburg ist 
nach den bisherigen Erfahrungen mit zunehmendem 
Erfolg um die Beseitigung und Verhütung von Ero- 
sionsschäden bemüht. Hierzu gehören erstmalig auch 
Aufforstungsmaßnahmen. Hiermit wurde in diesem 
Frühjahr unmittelbar nach der Schneeschmelze be- 
gonnen. Die an den Schadensstellen aufgeforsteten 
Teilflächen werden von der übenden Truppe erfreu- 
licherweise weitgehend geschont. Berichte der regio- 
nalen Presse (Böhme-Zeitung/Soltauer Kreiszeitung) 
vom 2., 9. und 21. Mai d. J. enthalten eingehende 
Schilderungen der Maßnahmen, die zur Erhaltung 
und Verbeserung der am Rand mehrerer Übungs- 
flächen bestehenden Waldgürtel getroffen worden 
sind. Diese Waldstreifen sind mit ihrer hohen Auf- 
nahmefähigkeit von Erosionswasser und -sand 
stärkste Bastionen zur Abwehr von Schäden für die 
Landeskultur, und sie regulieren den durch den 
übungsbetrieb gestörten Wasserhaushalt und schüt- 
zen die Bevölkerung vor Staub und Lärmbelästi- 
gung. Zur Verstärkung der schützenden Wirkung 
der Waldstreifen und zur Bekämpfung der Erosion 
an ihren Ausgangspunkten sind sogenannte Vege- 
tationsriegel angelegt worden. 


Zur Durchführung wasserbaulicher Maßnahmen zur 
Erosionsbekämpfung hat die Bundesregierung im 
Jahre 1969 einen Betrag bis zur Höhe von 194 000 
DM bewilligt. Zur Verhütung von Erosionsschäden 
werden außerdem voraussichtlich noch im Jahre 
1970 umfangreiche Aufforstungsarbeiten beginnen, 
deren Kosten ebenfalls der Bund tragen wird. Da- 
mit ist den bisherigen finanzieben Vorschlägen der 
Kommission für Erosionsbekämpfung in vollem Um- 
fang entsprochen worden. 

' Der Erfolg der Erosionsbekämpfung ist auch der 
guten Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
deutschen Behörden und den britischen Stellen, 
sowie dem guten Einvernehmen zwischen Wasser- 
bauern und Forstleuten zu verdanken. An der Be- 
seitigung von Erosionsschäden wirken britische 
Dienstgruppen tatkräftig mit. 

Die Oberfinanzdirektion Hannover hat hierzu mit- 
geteilt, das positive Echo der Bevölkerung auf die 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Erosionsschäden 
zeige den Grad einer erfreulichen politischen Ent- 
spannung im Raume Soltau-Lüneburg. 

k) Straßenverkehr 

Mangelnde Beleuchtung, Mängel der Richtungsan- 
zeiger und andere Fehler an den Militärfahrzeugen 
gefährden ■ — ■ selbst bei vorsichtigem Verhalten der 
Fahrzeugführer — immer wieder die Bevölkerung. 

Noch wesentlicher sind allerdings die Beeinträchti- 
gungen durch Straßenverschmutzungen. Die „Kom- 
mission Straßen" ist mit diesem Problem befaßt und 
wird sich seiner auch weiterhin annehmen. 

l) Feuerschutz 

I Wenn bei laufenden Übungen Brände in Forst und 
! Flur ausbrechen, obliegt der Feuerschutz für den 
Ubungsraum Soltau-Lüneburg den Gemeinden mit 
j ihren freiwilligen Feuerwehren. Die Gemeinden 
wünschen darüber hinaus, daß die britischen Streit- 
kräfte mindestens während der trockenen Jahres- 
zeit in dem an Wald- und Heideflächen besonders 
reichen Übungsgebiet eine jeder Zeit über Funk zu 
: erreichende eigene Feuerschutzeinheit bereithalten. 
Die im Truppenlager Fallingbostel stationierte briti- 
sche Feuerwehr könne hierfür wegen der großen 
räumlichen Entfernung nicht in Betracht kommen. 

I Die britische Seite hat jedoch im Ständigen Aus- 
i schuß lediglich zugesagt, die Möglichkeit zu prü- 
fen, kleine Trupps als Brandwache für einige Zeit 
zur Verfügung zu stellen, wenn Brände durch deut- 
sche Feuerwehren gelöscht worden sind. 

m) Arbeitsgruppe Prähistorische Fundstellen 

I Die Bodendenkmalpflege ist bemüht, die durch die 
I übende Truppe an vor- und frühgeschichtlichen 
I Denkmalen entstandenen Schäden zu beheben. Das 
I geschieht 
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1. durch Ausgrabungen solcher Denkmale, deren 
Vernichtung unabwendbar ist, 

2. durch Wiederherstellung beschädigter Denkmale, 

3. durch Sicherung und Beschilderung zu schützen- 
der Denkmale (einzelne Denkmale werden ein- 
gezäunt und durch besondere Hinweisschilder 
kenntlich gemacht), 

4. durch eine genaue Kartierung aller vor- und 
frühgeschichtlichen Fundstellen im Soltau-Lüne- 
burg-Gebiet, die laufend durchgeführt wird. 

In Einzelfällen haben die britischen Dienstgruppen 
Hilfe geleistet. 

Für Sicherungs- und Auswertungsarbeiten im Rah- 
men der ur- und frühgeschichtlichen Bodendenkmal- 
pflege sind von der Bundesregierung im Rechnungs- 
jahr 1969 antragsgemäß — wie auch in den Vor- 
jahren — 70 000 DM zur Verfügung gestellt worden. 
Zur Fortsetzung der Arbeiten im Jahre 1970 ist zu- 
nächst ein Teilbetrag von 30 000 DM zugewiesen 
worden. 

IIL Zusammenfassung 

Die Bundesregierung hat noch immer ein großes 
politisches Interesse am weiteren Verbleib der in 


Deutschland stationierten britischen und kanadi- 
schen Streitkräfte. Die Übungen dieser Streitkräfte 
sind im Hinblick auf die gemeinsame Verteidigung 
unerläßlich. Um unserer eigenen Sicherheit willen 
, muß daher die Bundesregierung den in Deutsch- 
I land stationierten Streitkräften auch die Möglich- 
; keit einräumen, die notwendigen Manöver und 
' Übungen abzuhalten. 

Da jedoch die Panzerübungen im Raum Soltau-Lüne- 
burg nach wie vor eine besondere Belastung für die 
dort lebende und arbeitende deutsche Bevölkerung 
bedeuten, hat die Bundesregierung immer wieder 
I versucht ■ — und wird es weiterhin tun — das Los 
^ der betroffenen deutschen Bevölkerung zu erleich- 
; tern und finanzielle Schäden auszugleichen. Die bri- 
; tischen und kanadischen Streitkräfte haben auch im 
j Berichtszeitraum Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
i gezeigt. Der nach Artikel 5 Abs. 3 des Soltau-Lüne- 
I burg-Abkommens Anfang des Jahres 1965 errichtete 
‘ Ständige Ausschuß hat immer wieder mit Erfolg 
zivile und militärische Belange ausgeglichen. 

Trotz der geschilderten Bemühungen auf allen Sei- 
ten wird man allerdings ein gewisses Maß von Be- 
lastungen, die sich naturgemäß aus der Anwesen- 
heit und Übungstätigkeit von Truppen ergeben, 
nicht ausschalten können. 
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